
EINLADUNG
zur Hauptversammlung

über das Geschäftsjahr 2010

Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung 2019



2 3

 Die Amtszeit sämtlicher Aufsichtsratsmitglieder endet mit dieser Haupt-
versammlung, die über Entlastung für das Geschäftsjahr 2018 beschließt. 
Es sollen deshalb gemäß der Satzung drei Mitglieder für eine Amtszeit 
bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für 
das Geschäftsjahr 2023 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt werden.

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen für die Zeit bis zur  
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das  
Geschäftsjahr 2023 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen:

 1. Herrn Eerik Budarz, wohnhaft in Frankfurt am Main, Chief Investment 
Officer/Fondsmanager bei BlackMars Capital GmbH,

 2. Herrn Dr. Bernd Hartmann, wohnhaft in Kleinmachnow, Geschäfts-
führer der Roskos & Meier OHG und

 3.  Herrn Marc Schönberger, wohnhaft in Kelkheim, Rechtsanwalt/Part-
ner bei Rechtsanwalts- und Notarkanzlei Schönberger & Dielmann.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelwahl über 
die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder abstimmen zu lassen. Der Aufsichts-
rat beabsichtigt, im Fall seiner Wahl, Herrn Eerik Budarz als Vorsitzen-
den zu wählen.

6.  Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Genehmig- 

ten Kapitals 2018 sowie über die Schaffung eines neuen Genehmig- 

ten Kapitals 2019 mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsauschluss, 

sowie über entsprechende Satzungsänderungen

 Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom  
5. Januar 2018 ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 
bis zum 4. Januar 2023 einschließlich mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
um insgesamt bis zu EUR 3.608.000,00 durch ein  oder mehrmalige Aus-
gabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar-  und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018).

 Um der Gesellschaft größtmögliche Flexibilität einzuräumen, soll das  
Genehmigte Kapital 2018 aufgehoben und durch ein neues auf dem er-
höhten Grundkapital aufbauendes Genehmigtes Kapital 2019 ersetzt wer-
den, welches ein größeres Volumen hat.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden Beschlüsse zu  
fassen:

 a) Das bestehende Genehmigte Kapital 2018 gemäß Ziffer 6 der Satzung 
einschließlich der Ermächtigung zu dessen Ausnutzung wird, soweit 
es zu diesem Zeitpunkt noch besteht, mit Wirkung auf den Zeitpunkt 
der Eintragung der nachfolgend unter lit. c) beschlossenen Satzungs-
änderung (Genehmigtes Kapital 2019) in das Handelsregister der  
Gesellschaft aufgehoben.

 b) Der Vorstand wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung der 
nachfolgend unter lit. c) beschlossenen Satzungsänderung (Geneh-
migtes Kapital 2019) in das Handelsregister ermächtigt, das Grund-
kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 29. August 2024 mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu EUR 3.720.750,00 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2019). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugs-
recht zu. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise aus-
zuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den 
folgenden Fällen zulässig: 

Northern Bitcoin AG

Frankfurt am Main

WKN A0SMU8 - ISIN DE000A0SMU87

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zu der am

Freitag, den 30. August 2019, ab 10:00 Uhr,

in der

Jahrhunderthalle

Pfaffenwiese 301, 65929 Frankfurt

stattfindenden diesjährigen ordentlichen Hauptversammlung ein.

Gegenstand der Hauptversammlung wird sein die folgende

Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses nebst Lagebericht  

für das Geschäftsjahr 2018 und des Berichts des Aufsichtsrats

 Zu Tagesordnungspunkt 1 ist eine Beschlussfassung nicht erforderlich. 
Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss gemäß § 172 AktG bereits ge-
billigt und der Jahresabschluss ist damit festgestellt. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Mitglieds des Vorstands 

für das Geschäftsjahr 2018 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Mitglied des Vorstands  
Mathis Schultz für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-

rats für das Geschäftsjahr 2018

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichts-
rats für das Geschäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen.

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die AIOS GmbH Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft Steuerberatungsgesellschaft, mit Sitz in Berlin, zum Abschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2019 zu wählen.

5. Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrats

 Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 10.1 
der Satzung aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden Mitglie-
dern zusammen. Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das 
vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird 
das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet.
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  (i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Ge-
sellschaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder 
Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausge-
gebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und 
der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gat-
tung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen  
weiteren Voraussetzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt 
sind. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit die-
ser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund  
anderer entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise ver-
äußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich ge-
boten ist. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag 
bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler 
unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neu-
en Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimm-
ten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder 
den Dritten zu zahlen ist; 

  (ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen 
an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, 
Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Pro-
duktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschrei-
bungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanz-
instrumenten; 

  (iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzern-
gesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue  
ktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer 
Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde;

  (iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses ent- 
stehen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den  
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der  
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand wird 
ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5  
AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Ver-
pflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten 
Kapital 2019 abzuändern.

 c) Ziffer 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „6.1 Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in 
der Zeit bis zum 29. August 2024 mit Zustimmung des Aufsichts-
rats um insgesamt bis zu EUR 3.720.750,00 durch ein- oder mehr-
malige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2019). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszu-
schließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den 
folgenden Fällen zulässig: 

   (i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der 
Gesellschaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt 
oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die 
ausgegebenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überstei-
gen und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft 
gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne 
der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschrei-
tet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 10 % des 
Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien ent-
fällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 
Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender 
Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in un-
mittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, 
soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im 
Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-
nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter 
gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 
Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimm-
ten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem 
oder den Dritten zu zahlen ist; 

   (ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Be-
teiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, 
wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, 
oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 
auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen 
und sonstigen Finanzinstrumenten; 

   (iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern 
von Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-
rechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren 
Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht 
auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 
nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 
nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde;

   (iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses ent-
stehen.

  6.2  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten 
der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vor-
stand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß 
§ 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 
Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen 
Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

  6.3 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent- 
sprechend dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus 
dem Genehmigten Kapital 2019 abzuändern.“
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7. Beschlussfassung über die Aufhebung der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldver-

schreibungen und Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder 

Bezugsrechte(n) sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts ge-

mäß den Vorgaben der Beschlüsse der Hauptversammlung vom  

25. Juni 2018 sowie über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen 

und Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) 

nebst Bezugsrechtsausschluss

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

 a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

  Die in der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 unter Tagesord-
nungspunkt 6 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genuss-
rechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum 
Ausschluss des Bezugsrechts wird aufgehoben.

 b) Volumen

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 29. August 2024 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder  
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit oder ohne 
Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) (gemeinsam nachfolgend auch 
„Schuldverschreibungen“ genannt) im Gesamtnennbetrag von bis 
zu EUR 125.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern der im vorherge-
henden Satz genannten Schuldverschreibungen können Wandlungs- 
oder Bezugsrechte auf bis zu 20.000.000 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-
kapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 20.000.000,00 gewährt wer-
den. Die Wandlungs- und Bezugsrechte können aus einem in dieser 
oder künftigen Hauptversammlungen zu beschließenden bedingten 
Kapital, aus bestehendem oder künftigem genehmigten Kapital und/
oder aus Barkapitalerhöhung und/oder aus bestehenden Aktien be-
dient werden und/oder einen Barausgleich anstelle der Lieferung von 
Aktien vorsehen.

 c) Gegenleistung 

  Die Schuldverschreibungen können ausschließlich gegen Barleis- 
tungen begeben werden. Die Schuldverschreibungen können ferner 
unter Beachtung des zulässigen maximalen Gesamtnennbetrages 
außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Lan-
des begeben werden.

 d) Laufzeit

  Die Laufzeit der Schuldverschreibungen oder der Zeitraum bis zur 
ersten Kündigungsmöglichkeit für die Gesellschaft darf längstens  
20 Jahre betragen. 

 e) Ausgabe durch Konzerngesellschaft

  Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesell-
schaft der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, 
an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 75 % 
beteiligt ist; für diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die jewei-
ligen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die 
Genussrechte zu übernehmen und den Inhabern von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten Options- 
bzw. Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 

 f) Bezugsrecht

  Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein 
gesetzliches Bezugsrecht zu. Werden die Schuldverschreibungen von 
einer Konzerngesellschaft ausgegeben wie vorstehend unter lit. e) 
beschrieben, so ist die Gesellschaft verpflichtet, die Gewährung des 
gesetzlichen Bezugsrechts an die Aktionäre sicher zu stellen, sofern 
nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen ausge-
schlossen wird. Die Schuldverschreibungen können auch einem Emis-
sionsmittler mit der Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktio-
nären im Wege des mittelbaren Bezugsrechts zum Bezug anzubieten. 

 g) Bezugsrechtsausschluss

 
  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das  

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um Schuldverschrei-
bungen einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter 
entsprechender Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil  
der aufgrund dieser Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien  
10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis 
der Schuldverschreibungen den nach anerkannten Methoden der  
Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der Schuld-
verschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Auf den Betrag von 
10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben be-
ziehungsweise veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung 
gesetzlich geboten ist.

 h) Bezugspreis, Verwässerungsschutz

  Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Ge-
nussrechten mit Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder 
Bezugsverhältnis festzulegen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich 
aus der Division des Nennbetrags einer einzelnen Schuldverschrei-
bung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das  
Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Schuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie ergeben.  
Diese Regelungen gelten entsprechend für das Bezugsverhältnis.  
Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis 
für eine Aktie muss mindestens EUR 8,00 betragen. Sollte die Ge-
sellschaft Pflichten unter den Schuldverschreibungen verletzen und 
die Inhaber der Schuldverschreibungen infolge dessen ganz oder 
zum Teil zur Kündigung der Schuldverschreibungen berechtigt sein, 
so kann abweichend von dem vorhergehenden Satz der jeweils fest-
zusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis für eine Aktie auf 
mindestens 25 % des Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft in der 
Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpa- 
pierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten  
Nachfolgesystem) am Tag des Eintritts der zur Kündigung berech-
tigenden Pflichtverletzung, mindestens jedoch auf EUR 1,00 je  
Aktie, festgesetzt werden, sofern dieser Betrag geringer ist als  
EUR 8,00 je Aktie.

  In den Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen können  
insbesondere Verwässerungsschutzklauseln vorgesehen werden

 i) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldver-
schreibungen, insbesondere Laufzeit, Ausgabe- und Ausübungs-
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zeiträume sowie Kündigung, Ausgabepreis der Schuldverschrei-
bungen, Zinssatz, Stückelung und Anpassung des Bezugspreises 
und Begründung einer Wandlungspflicht festzusetzen. 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden Bedingten 

Kapitals 2018 und über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2019 

und Satzungsänderung

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

 a) Das bestehende Bedingte Kapital 2018 gemäß Ziffer 6.b. der Satzung 
wird aufgehoben. Der Ermächtigungsbeschluss vom 25. Juni 2018  
soll gemäß des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 7 
aufgehoben werden. Es gibt keine ausstehenden Umtausch- oder  
Bezugsrechte, die aus diesem bedingten Kapital bedient werden 
müssen.

 b) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 3.720.750,00 durch Aus- 
gabe von bis zu 3.720.750 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäfts-
jahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Die bedingte Kapitaler-
höhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom  
30. August 2019 unter Tagesordnungspunkt 7 ausgegeben werden. 
Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchgeführt, 
wie

  (i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugs-
rechten, die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Kon-
zernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom  
30. August 2019 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 
29. August 2024 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder 
Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich ent-
schließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten 
Kapital 2019 zu bedienen, oder

  (ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit 
Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 
ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der 
Hauptversammlung vom 30. August 2019 gefassten Ermächti-
gungsbeschlusses bis zum 29. August 2024 ausgegeben wurden, 
ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich ent-
schließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten 
Kapital 2019 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermäch-
tigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 30. August 2019  
unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. insbesondere zu mindestens 
EUR 8,00. Sollte die Gesellschaft Pflichten unter den Schuldver-
schreibungen verletzen und die Inhaber der Schuldverschreibungen 
infolge dessen ganz oder zum Teil zur Kündigung der Schuldver-
schreibungen berechtigt sein, so kann abweichend von dem vorher-
gehenden Satz der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder 
Bezugspreis für eine Aktie auf mindestens 25 % des Börsenkurses der 
Aktie der Gesellschaft in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel 
an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 
Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) am Tag des Eintritts der zur 
Kündigung berechtigenden Pflichtverletzung, mindestens jedoch auf 
EUR 1,00 je Aktie, festgesetzt werden, sofern dieser Betrag geringer 
ist als EUR 8,00 je Aktie.

In den Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen können  
insbesondere Verwässerungsschutzklauseln vorgesehen werden.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem 
Bedingten Kapital 2019 abzuändern.

 c) Ziffer 6.b. der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.720.750,00 durch Ausgabe 
von bis zu 3.720.750 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
mit Gewinnberechtigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für 
das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Die bedingte Kapitalerhöhung wird  
nur insoweit durchgeführt, wie

  (i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, 
die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzern- 
unternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom  
30. August 2019 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 
29. August 2024 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder 
Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich ent-
schließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten 
Kapital 2019 zu bedienen, oder

  (ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit 
Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 
ihren nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der 
Hauptversammlung vom 30. August 2019 gefassten Ermächti-
gungsbeschlusses bis zum 29. August 2024 ausgegeben wurden, 
ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich ent-
schließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten 
Kapital 2019 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermäch-
tigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 30. August 2019  
unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. insbesondere zu mindestens 
EUR 8,00. Sollte die Gesellschaft Pflichten unter den Schuldver-
schreibungen verletzen und die Inhaber der Schuldverschreibungen 
infolge dessen ganz oder zum Teil zur Kündigung der Schuldver-
schreibungen berechtigt sein, so kann abweichend von dem vor-
hergehenden Satz der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options-  
oder Bezugspreis für eine Aktie auf mindestens 25 % des Börsen- 
kurses der Aktie der Gesellschaft in der Eröffnungsauktion im 
XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem 
von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) am Tag 
des Eintritts der zur Kündigung berechtigenden Pflichtverletzung,  
mindestens jedoch auf EUR 1,00 je Aktie, festgesetzt werden, sofern 
dieser Betrag geringer ist als EUR 8,00 je Aktie.

In den Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen können 
insbesondere Verwässerungsschutzklauseln vorgesehen werden.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem 
Bedingten Kapital 2019 abzuändern.“
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Zu Tagesordnungspunkt 6:

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 über den Aus-

schluss des Bezugsrechts im Rahmen des Genehmigten Kapitals 

2019 gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 a) Einleitung

  Der Vorstand hat zu Punkt 6 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 
Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Be-
richt über die Gründe für den Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der 
Bericht ist vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an auf 
der Homepage der Gesellschaft zugänglich.  Der Bericht wird wie folgt 
bekannt gemacht: 

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 6 
die Schaffung eines genehmigten Kapitals 2019 in Höhe von bis zu 
EUR 3.720.750,00 vor. Das genehmigte Kapital soll die Flexibilität der 
Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktionäre zusätzliche 
Handlungsmöglichkeiten einräumen.

  Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräu-
men, das im Wege des mittelbaren Bezugsrechts abgewickelt werden 
kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie-
ßen zu können. 

 b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 %

  Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapital- 
erhöhungen im Hinblick auf bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens bzw. der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten  
Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht  
wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Be-
zugsrechtsausschluss). Auf die 10 %ige Beschränkung sind andere 
Fälle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses aufgrund einer ge-
gebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung durch die Haupt-
versammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die 
Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapital- 
erhöhungen, die 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, aus-
schließen zu können, versetzt die Gesellschaft in die Lage, zur Auf-
nahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, ohne 
das Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsange-
botes, flexibel auf sich bietende günstige Kapitalmarktsituationen zu 
reagieren und die neuen Aktien bei institutionellen Anlegern platzie-
ren zu können. 

  Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um  
einen gesetzlich vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossen werden kann. Durch die Beschränkung auf 
10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis 
der Aktionäre im Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ih-
rer Beteiligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote 
beibehalten wollen, können durch Zukäufe über die Börse die Redu-
zierung ihrer Beteiligungsquote verhindern. Im Falle des erleichter-
ten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der Ausgabepreis 
der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Da-
mit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wert-
mäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch 

diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am Börsenkurs wird  
sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für die neuen Aktien 
sich praktisch der Nullmarke nähert. 

 
 c) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen

  Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sach-
einlagen, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutz-
rechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, 
oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 
Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sons- 
tigen Finanzinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch soll 
die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und inter-
nationalen Märkten flexibel auf sich bietende Gelegenheiten insbe-
sondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unterneh-
menszusammenschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im 
Rahmen von Unternehmens- oder Beteiligungserwerben bestehen 
vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kaufpreises ausschließlich 
in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbesondere kann 
auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die 
Verkäufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Diese Mög-
lichkeit erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akqui-
sitionen. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die 
Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert 
der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der 
Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung 
der Ermächtigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Ge-
sellschaft und der erworbenen Beteiligung bzw. des Unternehmens 
prüfen und im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der 
Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die weiteren Be-
dingungen der Aktienausgabe festlegen. 

 d) Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen

  Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten 
der Inhaber der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaf-
ten ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wand-
lungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Aus-
nutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis 
nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der  
Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen.  
Vielmehr soll auch den Inhabern der Schuldverschreibungen mit  
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in 
dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung 
des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- 
oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält 
der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2019 unter sorgfältiger Abwägung der Interessen zwischen 
beiden Alternativen zu wählen.

 e) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge

  Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, 
das Bezugsrecht zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschlie-
ßen. Spitzenbeträge können sich aus dem Umfang des jeweiligen  
Volumens der Kapitalerhöhung und der Festlegung eines praktikablen 
Bezugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss des  
Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes Bezugsver-
hältnis und erleichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Be-
zugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 
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Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung 
ausnutzt, wird er in der folgenden Hauptversammlung hierüber berichten.

Zu Tagesordnungspunkt 7:

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 gemäß § 221 Abs. 4  

Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 AktG über den Ausschluss des Be-

zugsrechts im Rahmen der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 

schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und  

Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n)

 a) Einleitung

  Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der Gesellschaft unter 
Tagesordnungspunkt 7 um die Ermächtigung zur Begebung von Wan-
delschuldverschreibungen und Optionsschuldverschreibungen sowie 
von Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht.  
Diese Finanzierungsinstrumente können jeweils mit Umtauschrech- 
ten oder Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft versehen werden. 
Den Inhabern dieser Umtausch- oder Bezugsrechte wird dadurch die 
Möglichkeit eröffnet, Aktien der Gesellschaft zu erwerben, indem sie 
ihre bereits an die Gesellschaft erbrachten Leistungen in Eigenkapi-
tal umwandeln (Umtauschrecht) oder eine zusätzliche Einzahlung in 
das Eigenkapital der Gesellschaft leisten (Bezugsrecht). Die Gesell-
schaft kann bei einer Emission auch beschließen, dass die begebenen 
Schuldverschreibungen und Genussrechte später auf Verlangen der 
Gesellschaft in Aktien der Gesellschaft zu tauschen sind (Wandlungs-
pflicht). Lieferung der Aktien bei Ausübung der Umtausch- und Be-
zugsrechte bzw. Erfüllung der Wandlungspflicht ist möglich aus be-
dingtem Kapital, genehmigtem Kapital oder eigenen Aktien. Auch ein 
Barausgleich wäre möglich.

  Die Ermächtigung in Tagesordnungspunkt 7 soll in erster Linie dazu 
dienen, die Kapitalausstattung der Gesellschaft bei Bedarf zügig und 
flexibel stärken zu können.

  Die zum gegenwärtigen Zeitpunkt weitgehend offene Festlegung 
der Bedingungen für die Begebung der genannten Finanzierungs- 
instrumente ermöglicht es der Gesellschaft, auf die jeweils aktuellen  
Marktverhältnisse angemessen zu reagieren und neues Kapital zu 
möglichst geringen Kosten aufzunehmen. 

  Bei der Begebung dieser Finanzierungsinstrumente haben die Aktio- 
näre der Gesellschaft gemäß § 221 Abs. 4 AktG grundsätzlich ein Be-
zugsrecht hierauf.

  Mit den unter Tagesordnungspunkt 7 erbetenen Ermächtigungen soll 
der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet werden, das Bezugsrecht bei 
Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % auszuschließen. Im Einzelnen gilt 
hierbei Folgendes:

 b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 %

  Für die Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibungen  
sowie für Genussrechte, die mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht 
auf Aktien der Gesellschaft versehen sind, soll der Vorstand in ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt 
werden, das Bezugsrecht auszuschließen, wenn der Ausgabepreis 
des jeweiligen Finanzierungsinstruments dessen nach anerkannten 
Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen Markt-
wert nicht wesentlich unterschreitet. Dieser Bezugsrechtsausschluss 
könnte insbesondere erforderlich werden, wenn eine Schuldverschrei-
bung schnell platziert werden soll, um ein günstiges Marktumfeld zu 

nutzen. Der Gesetzgeber hat diese Möglichkeit auch eröffnet, um den 
Aktiengesellschaften im Rahmen solcher Emissionen die im Umfang 
limitiert sind, eine kostengünstigere und flexiblere Handlungsmög-
lichkeit zu eröffnen. 

  Die Interessen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, 
dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unter dem Marktwert liegt, wodurch der Wert des ausgeschlossenen 
Bezugsrechts soweit wie möglich minimiert wird. Daneben ist diese 
Ermächtigung auf die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Gren-
ze von 10 % des Grundkapitals beschränkt. Durch diese Vorgaben 
sind die Aktionäre nach der Vorstellung des Gesetzgebers vor einer 
zu weitgehenden Verwässerung ihres Anteilsbesitzes geschützt.

Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung 
der Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist.

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptver-
sammlung bei der Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung muss 
der Gesellschaft in Textform in deutscher oder englischer Sprache unter der 
folgenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens  
23. August 2019, 24:00 Uhr, zugehen: 

Northern Bitcoin AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-33
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts ist des Weiteren nur derjenige Aktionär berechtigt, der seinen Anteils-
besitz der Gesellschaft gegenüber nachweist. Aktionäre weisen ihren Anteils-
besitz durch eine entsprechende in Textform in deutscher oder englischer  
Sprache erstellte Bestätigung des depotführenden Kredit- oder Finanz- 
dienstleistungsinstituts nach. Der Nachweis muss sich auf Freitag, den  
9. August 2019, 00.00 Uhr (sogenannter Nachweisstichtag), beziehen 
und muss der Gesellschaft spätestens bis Freitag, den 23. August 2019,  
24.00 Uhr, unter der vorgenannten Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zugehen.

Maßgeblich für die Teilnahmeberechtigung und den Umfang des Stimmrechts 
ist ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zu diesem Nachweisstich-
tag. Erwerb oder Veräußerungen von Aktien der Gesellschaft nach dem Nach-
weisstichtag haben für den Umfang und die Ausübung des Teilnahme- und 
Stimmrechts des angemeldeten Aktionärs keine Bedeutung. Der Nachweis- 
stichtag hat keine Bedeutung für eine eventuelle Dividendenberechtigung. 

Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Ver-
einigung von Aktionären, ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr  
Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Bevollmächtigt ein Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von die-
sen zurückweisen. Ein Vollmachtsvordruck befindet sich auf der Rückseite 
der Eintrittskarte, die angemeldeten Aktionären zugeschickt wird und auch im  
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Internet unter https://northernbitcoin.com/de/ unter der Rubrik „Investoren“ 
und „Hauptversammlung“ zum Download zur Verfügung steht.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann entweder am Tag der Hauptver-
sammlung durch den Bevollmächtigten vorgewiesen oder der Gesellschaft an 
folgende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse übermittelt werden: 

Northern Bitcoin AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-55
E-Mail: northernbitcoin@better-orange.de

Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionärsvereinigung 
oder einer diesen nach § 135 AktG gleichgestellten Person oder Institution 
gelten Besonderheiten; die Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen 
Fall mit dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig wegen einer von ihm mögli-
cherweise geforderten Form der Vollmacht abzustimmen. 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, einen von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter mit der Stimmrechtsausübung zu bevoll-
mächtigen. Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter eine Vollmacht erteilen möchten, müssen sich fristgerecht 
zur Hauptversammlung anmelden und den Nachweis des Aktienbesitzes 
nach den vorstehenden Bestimmungen führen. Der von der Gesellschaft be-
nannte Stimmrechtsvertreter übt das Stimmrecht im Fall seiner Bevollmäch-
tigung weisungsgebunden aus. Ohne Weisungen des Aktionärs ist der von 
der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimmrechtsaus-
übung befugt. Vollmachten und Weisungen an den von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter bedürfen ebenfalls der Textform. Ein Formular 
zur Vollmachts- und Weisungserteilung an den von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
https://northernbitcoin.com/de/ unter der Rubrik „Investoren“ und „Hauptver-
sammlung“ zum Download zur Verfügung. 

Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter  
bereits vor der Hauptversammlung bevollmächtigen möchten, werden zur 
organisatorischen Erleichterung gebeten, die Vollmachten nebst Weisungen 
spätestens bis zum 29. August 2019, 24.00 Uhr (Eingang), postalisch, per 
Telefax oder per E-Mail an folgende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zu übermitteln: 

Northern Bitcoin AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-55
E-Mail: northernbitcoin@better-orange.de

Darüber hinaus bieten wir Aktionären, die sich fristgerecht zur Haupt-
versammlung angemeldet, den Nachweis des Anteilsbesitzes nach den  
vorstehenden Bestimmungen geführt haben sowie zur Hauptversammlung 
erschienen sind, an, den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter auch in der Hauptversammlung mit der Ausübung des Stimmrechts zu 
bevollmächtigen. 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

Anträge von Aktionären gegen einen Vorschlag der Verwaltung zu einem be-
stimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Absatz 1 AktG und Wahlvor-
schläge von Aktionären gemäß § 127 AktG sind ausschließlich zu richten an: 

Northern Bitcoin AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-66
E-Mail: antraege@better-orange.de

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die bis zum 15. August 2019, 
24:00 Uhr unter dieser Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse ein-
gegangen sind und die weiteren Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG  
erfüllen, und eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden den ande-
ren Aktionären im Internet unter https://northernbitcoin.com/de/ unter der  
Rubrik „Investoren“ und „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht. Ander-
weitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

Informationen zum Datenschutz

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptver-
sammlung folgende Kategorien personenbezogener Daten ihrer Aktionäre: 
Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Adresse), Informationen über die 
von jedem einzelnen Aktionär gehaltenen Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) 
und Verwaltungsdaten (z.B. die Eintrittskartennummer). Die Verarbeitung von  
personenbezogenen Daten im Rahmen der Hauptversammlung basiert auf 
Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Danach ist eine 
Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung 
zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft 
ist rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzufüh-
ren. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genann-
ten Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne Angabe ihrer 
personenbezogenen Daten können sich die Aktionäre der Gesellschaft nicht 
zur Hauptversammlung anmelden.

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontakt-
daten des Verantwortlichen lauten:

Northern Bitcoin AG
Thurn-und-Taxis-Platz 6
60313 Frankfurt am Main
Tel.: +49 (0) 69 / 34 87 52 25
Fax: +49 (0) 69 / 34 87 52 96
E-Mail: info@northernbitcoin.com

Personenbezogene Daten, die die Aktionäre der Gesellschaft betreffen, wer-
den grundsätzlich nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten 
auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der Gesellschaft zur 
Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Hauptver-
sammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptver-
sammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirt-
schaftsprüfer. Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in 
dem Umfang, der für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist.

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teil-
nehmerverzeichnis der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und  
Aktionäre Einblick in die in dem Teilnehmerverzeichnis über die Aktionäre 
der Gesellschaft erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von bekannt-
machungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen 



bzw. -wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von den Aktionären der 
Gesellschaft gestellt werden, ihre personenbezogenen Daten veröffentlicht.

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber 
nicht weniger als 2 Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbe-
wahrt und dann gelöscht, es sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist 
im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, Entscheidungen oder recht-
lichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich.

Die Aktionäre haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die 
über sie gespeichert wurden, auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. 
Zusätzlich haben die Aktionäre das Recht auf Berichtigung sie selbst betref-
fender unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung 
von zu umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf  
Löschung von unrechtmäßig verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche Aufbewahrungs- 
pflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegen- 
stehen). Darüber hinaus haben die Aktionäre das Recht auf Übertragung 
sämtlicher von ihnen an die Gesellschaft übergebener Daten in einem  
gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“).

Zur Ausübung ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail des jeweiligen 
Aktionärs an info@northernbitcoin.com. 

Darüber hinaus haben die Aktionäre auch das Recht zur Beschwerde bei  
einer Datenschutzaufsichtsbehörde.

Den Datenschutzbeauftragten der  Northern Bitcoin AG erreichen Sie unter 
folgenden Kontaktdaten: 

Northern Bitcoin AG
Thurn-und-Taxis-Platz 6
60313 Frankfurt am Main
Tel.: +49 (0) 69 / 34 87 52 25
Fax: +49 (0) 69 / 34 87 52 96
E-Mail: info@northernbitcoin.com

Frankfurt am Main, im Juli 2019

Northern Bitcoin AG
Der Vorstand

Northern Bitcoin AG
Thurn-und-Taxis-Platz 6
60313 Frankfurt am Main
Deutschland

E-Mail  info@northernbitcoin.com

Telefon  +49 69 34 87 52 25


